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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. Mai 1969 

III/l — 68070 — E — Ge 1/1/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar-/Finanzpolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG über die gemeinsame Marktorganisation 
für Getreide. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 30. April 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budadrudterei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Verordnung des Rates 

zur Änderung der Verordnung Nr. 120/67/EWG über die 
gemeinsame Marktorganisation für Getreide 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 32 Absatz 3 der Verordnung Nr. 
120/67/EWG des Rates vom 13. Juni 1967 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Getreide ^), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
289/69 2), konnte auf Antrag eines Mitgliedstaates 
für die Wirtschaftsjahre 1967/1968 und 1968/1969 be- 
schlossen werden, daß die abgeleiteten Interven- 
tionspreise für Hartweizen für bestimmte Handels- 
plätze gleich dem niedrigsten für diesen Mitglied- 
staat festgesetzten Interventionspreis sind; die noch 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 
2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 41 
vom 18. Februar 1969, S. 1 


erheblich zuschüssige Lage bei Hartweizen hat im 
allgemeinen einen regionalen Verbrauch dieses Ge- 
treides zur Folge; es ist daher zweckmäßig, die in 
Artikel 32 Absatz 3 der genannten Verordnung vor- 
gesehene Möglichkeit, von Artikel 4 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 120/67/EWG ab weichen zu können, 
auf das Wirtschaftsjahr 1969/1970 auszudehnen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 32 Absatz 3 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG wird nach den Zahlen 1968/1969 eingefügt: 
„und 1969/1970". 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Nach Artikel 32 Absatz 3 der Verordnung Nr. 
120/67/EWG konnte auf Antrag eines Mitgliedstaa- 
tes für die Wirtschaftsjahre 1967/1968 und 1968/1969 
beschlossen werden, daß die abgeleiteten Interven- 
tionspreise für Hartweizen für die sekundären Han- 
delsplätze [Artikel 4 Abs. 5 a Verordnung 120] 
gleich dem niedrigsten für diesen Mitgliedstaat fest- 
gesetzten Interventionspreis sind. Diese Möglichkeit, 
von den Bestimmungen des Artikels 4 Absatz 1 der 
vorgenannten Verordnung abzuweichen, war durch 
die Tatsache gerechtfertigt, daß in der Gemeinschaft 
noch ciPx erheblicher Zuschußbedarf an Hartweizen 
besteht, der im allgemeinen zu einem regionalen 
Verbrauch dieser Getreideart führt. Es war daher 
nicht erforderlich, den freien Hartweizenverkehr in- 


nerhalb der Gemeinschaft durch eine Differenzie- 
rung der Interventionspreise für diese sekundären 
Handelsplätze zu beeinflussen. 

Artikel 32 Absatz 3 wurde in den Wirtschaftsjah- 
ren 1967/1968 und 1968/1969 für Italien angewandt. 
Die abgeleiteten Interventionspreise für Hartweizen 
wurden auf dem Niveau des niedrigsten, für Palermo 
gültigen Interventionspreises festgesetzt. 

Da die oben beschriebene Situation für Hartweizen 
sich nicht grundlegend geändert hat, sieht der vor- 
liegende Verordnungsentwurf vor, die Anwendung 
von Artikel 32 Absatz 3 auf das Wirtschaftsjahr 
1969/1970 auszudehnen. 
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